
FAQ zu Beihilferegelungen (für alle Programme)

Achtung: Diese FAQ-Fassung ist nicht mehr aktuell, wenn sie von
einer nachfolgend veröffentlichten Fassung abgelöst wurde.

Unter dem Link https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/
DE/FAQ/faq.html ist die aktuelle Version der FAQ abrufbar.



Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 <hƩps://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT
/PDF/?uri=CELEX:02013R1407-20200727&from=EN> (allgemeine De-minimis-Verordnung; daneben exisƟeren
sektorspezifische De-minimis-Verordnungen für den Agrarsektor sowie den Fischerei- und Aquakultursektor); gilt allgemein,
unabhängig von COVID-19

Ohne Anmeldepflicht können einzelnen Unternehmen innerhalb von drei Steuerjahren grundsätzlich Beihilfen in Höhe von
insgesamt bis zu 200.000 EUR gewährt werden.

(Geringerer Höchstbetrag von 100.000 EUR gilt für Unternehmen des gewerblichen Straßengüterverkehrs. Für
LandwirtschaŌ bzw. <beziehungsweise> Fischerei/Aquakultur liegt der Schwellenwert bei 20.000 EUR bzw. <beziehungsweise>

30.000 EUR.)

Die vierte geänderte Regelung zur vorübergehenden Gewährung geringfügiger Beihilfen im Geltungsbereich der
Bundesrepublik Deutschland im Zusammenhang mit dem Ausbruch von COVID-19 (Bundesregelung Kleinbeihilfen
2020 (PDF, 133 KB) gilt bis 31.12.2021, basiert auf Nummer 3.1 und 4 der MiƩeilung der Europäischen Kommission „Be-
fristeter Rahmen für Staatliche Beihilfen zur Stützung der WirtschaŌ angesichts des derzeiƟgen Ausbruchs von COVID-19“
<hƩps://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52021XC0201(01)&from=EN)> ) (angepasst an die 5.
Änderung dieses Befristeten Rahmens der Europäischen Kommission vom 28.01.2021).

Auf dieser Grundlage können sog. Kleinbeihilfen an Unternehmen gewährt werden. Höchstbetrag: 1,8 Mio. EUR pro
Unternehmen bzw. Unternehmensverbund im Sinne des Beihilferechts.

(Ausnahmen: Fischerei- und Aquakultursektor (max. 270.000 EUR), Unternehmen der PrimärprodukƟon landwirtschaŌlicher
Erzeugnisse (max. 225.000 EUR).)



Bei Einhaltung der KumulierungsvorschriŌen (insbesondere Art. <ArƟkel> 5 Abs. <Absatz> 2 der allgemeinen De-minimis-
Verordnung <hƩps://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02013R1407-20200727&from=EN> ) können
Kleinbeihilfen und De-minimis-Beihilfen in Höhe von insgesamt bis zu 2 Mio. <Millionen> EUR pro Unternehmen bzw.
<beziehungsweise> Unternehmensverbund im Sinne des Beihilferechts gewährt werden.

Für alle auf die Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 gestützten Förderprogramme (Soforthilfe, Überbrückungshilfe I,
Neustarthilfe und wahlweise auch Überbrückungshilfe II, Überbrückungshilfe III,  und )
bedeutet dies Folgendes:

Durch die Inanspruchnahme aller dieser Förderprogramme (und anderer Förderungen des Bundes und der Länder, die auf
der Grundlage der Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 vergeben werden) darf der beihilferechtlich nach der
Kleinbeihilfenregelung 2020 zulässige Höchstbetrag, ggf. <gegebenenfalls>  mit dem Höchstbetrag für Beihilfen
nach der De-Minimis-Verordnung, nicht überschriƩen werden:

Nach der Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 können grundsätzlich Beihilfen können grundsätzlich Beihilfen bis 1,8
Mio. EUR pro Unternehmen vergeben werden, wobei der KfW <Kreditanstalt für Wiederauĩau> -Schnellkredit sowie
andere Förderungen auf der Grundlage der Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 (bzw. <beziehungsweise> nachfolgender
Änderungsfassungen) voll angerechnet werden (u.a. <unter anderem> die Soforthilfen des Bundes sowie die erste Phase
der Überbrückungshilfe).

Nach der allgemeinen De-minimis-Verordnung dürfen einem einzigen Unternehmen innerhalb von drei Steuerjahren
grundsätzlich bis zu 200.000 EUR gewährt werden

Beihilferechtlich auf Grundlage der Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 vergeben werden der KfW <Kreditanstalt für

Wiederauĩau> -Schnellkredit sowie Kredite aus dem KfW <Kreditanstalt für Wiederauĩau> -Sonderprogramm (z.B. <zum

Beispiel> KfW <Kreditanstalt für Wiederauĩau> -Unternehmerkredit) mit einer Laufzeit über sechs Jahre und einem
Kreditvolumen bis zu 800.000 EUR. Bei Darlehen ist dabei auf den gesamten Nennbetrag abzustellen (vgl. <vergleiche>

Paragraph 2 Abs. <Absatz> 2 der Bundesregelung Kleinbeihilfen). Das heißt, dass Zuschüsse und Darlehen nach der
Kleinbeihilfenregelung (trotz der ökonomischen Unterschiede) gleichermaßen auf die Beihilfeobergrenze angerechnet
werden müssen. Dies geht zurück auf die Vorgaben der Europäischen Kommission im Befristeten Rahmen für staatliche
Beihilfen zur Stützung der WirtschaŌ angesichts des derzeiƟgen Ausbruchs von COVID-19, auf dem die Bundesregelung
Kleinbeihilfen beruht.

Bei einer „Belastung“ des Beihilferahmens nach der Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 z.B. durch einen KfW-Schnellkredit
ist es möglich, den Beihilferahmen wieder in entsprechender Höhe „frei zu bekommen“, z.B. für die Novemberhilfe bzw.
Dezemberhilfe, wenn z.B. der KfW-Schnellkredit vor der Gewährung von Novemberhilfe bzw. Dezemberhilfe (vollständig
oder teilweise) zurückgezahlt wird. Beim KfW-Schnellkredit ist ausdrücklich vorgesehen, dass eine Rückzahlung jederzeit
ohne zusätzliche Kosten möglich ist. Bei den anderen Programmen (Unternehmerkredit, Gründerkredit) erhebt die KfW
zudem derzeit keine Vorfälligkeitsentschädigung; es sollte in diesen Programmen vorab mit der Hausbank geklärt werden,
ob diese eine Vorfälligkeitsentschädigung erhebt.

Es muss zu jedem Zeitpunkt sichergestellt werden, dass die Beihilfeobergrenze nicht überschriƩen ist. Wird der zulässige
Höchstbetrag überschriƩen, so ist die Novemberhilfe bzw. <beziehungsweise> Dezemberhilfe im Rahmen der Antragstellung
bis zu diesem zu kürzen.

Wenn einem Unternehmen ein KfW <Kreditanstalt für Wiederauĩau> -Darlehen auf der Grundlage der Bundesregelung
Beihilfen für niedrigverzinsliche Darlehen 2020 gewährt wurde, so ist dies nicht auf den Höchstbetrag nach der



Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 anzurechnen.

Erhaltendes Kurzarbeitergeld muss auf den beihilferechtlich zulässigen Höchstbetrag nicht angerechnet werden.

Die zweite geänderte Regelung zur Gewährung von Unterstützung für ungedeckte Fixkosten im Geltungsbereich der
Bundesrepublik Deutschland im Zusammenhang mit dem Ausbruch von COVID-19 („Bundesregelung Fixkostenhilfe
2020“ (PDF, 130 KB)), gilt bis 31.12.2021, basiert auf Nummer 3.12 der der MiƩeilung der Europäischen Kommission „Be-
fristeter Rahmen für Staatliche Beihilfen zur Stützung der WirtschaŌ angesichts des derzeiƟgen Ausbruchs von COVID-19“
(angepasst an die 5. Änderung dieses Befristeten Rahmens der Europäischen Kommission vom 28.01.2021). <hƩps://eur-
lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52021XC0201(01)&from=EN>

Nach der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 können grundsätzlich Beihilfen als Beitrag zu den ungedeckten Fixkosten eines
Unternehmens in Höhe von bis zu 10 Mio. EUR pro Unternehmen bzw. <beziehungsweise> Unternehmensverbund im Sinne
des Beihilferechts vergeben werden.

Erlaubt sind Beihilfen an Unternehmen, die während des beihilfefähigen Zeitraums Umsatzeinbußen von mindestens 30
Prozent im Vergleich zu demselben Zeitraum im Jahr 2019 erliƩen haben.

Im Falle von Antragstellern, bei denen es sich nicht um kleine oder Kleinstunternehmen im Sinne des Anhangs I der
Allgemeinen Gruppenfreistellunsverordnung ( Verordnung (EU <Europäische Union> ) Nr. 651/2014 <hƩps://eur-
lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:02014R0651-20200727&from=EN> ) handelt (Unternehmen mit 50
oder mehr BeschäŌigten oder einem Jahresumsatz bzw. einer Jahresbilanz von über 10 Mio. <Millionen> EUR), darf der
Gesamtbetrag der gewährten Beihilfen, die beihilferechtlich auf die Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 gestützt sind,
höchstens 70 Prozent der ungedeckten Fixkosten betragen, die dem Antragsteller im beihilfefähigen Zeitraum insgesamt
entstehen (im Sinne der „Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020“ zur Umsetzung des Befristeten Rahmens).

Im Falle von kleinen oder Kleinstunternehmen (Unternehmen mit weniger als 50 BeschäŌigten und einem Jahresumsatz
bzw. <beziehungsweise> einer Jahresbilanz von nicht mehr als 10 Mio. <Millionen> EUR), darf der Gesamtbetrag der gewährten
Beihilfen, die beihilferechtlich auf die Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 gestützt sind, höchstens 90 Prozent der
ungedeckten Fixkosten betragen.

Die  basiert seit Beginn der Möglichkeit zur Antragstellung im Oktober 2020 beihilferechtlich auf der
Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 (unabhängig von der Höhe der beantragten Überbrückungshilfe). Durch die Nutzung
dieser mit Aktualisierung des Befristeten Rahmens durch die Europäische Kommission im Oktober 2020 geschaffenen
Rechtsgrundlage kam die Bundesregierung der ProblemaƟk vieler Betroffener entgegen, die durch eine Kumulierung
unterschiedlicher Hilfen (z. B. <zum Beispiel> KfW <Kreditanstalt für Wiederauĩau> -Schnellkredit und Überbrückungshilfe I) die
beihilferechtlich zulässigen Höchstwerte nach Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 und De-Minimis-Verordnung bereits



ausgeschöpŌ haƩen. Zur naƟonalen Nutzung der Möglichkeiten des Befristeten Rahmens haƩe die Bundesregierung in
kurzer Zeit die Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 erarbeitet. Deren Genehmigung durch die Europäische Kommission
erfolgte am 20. November 2020. Die Überbrückungshilfe II stützt sich konkret auf die vorgenannte Bundesregelung.

: Die Europäische Kommission hat am 28. Januar 2021 mit der „5.
Änderung des Befristeten Rahmens für staatliche Beihilfen zur Stützung der WirtschaŌ angesichts des derzeiƟgen Ausbruchs
von COVID-19“ die beihilferechtliche Obergrenze für Kleinbeihilfen auf 1,8 Millionen EUR pro Unternehmen erhöht (zuvor
800.000 EUR). Dies schaŏ den nöƟgen beihilferechtlichen Spielraum, um für den Großteil der Unternehmen nun auch die
Überbrückungshilfe II auf Grundlage der vierten geänderten Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 gewähren zu können. Den
Unternehmen wird daher rückwirkend ein beihilferechtliches Wahlrecht eingeräumt, ob sie die Überbrückungshilfe II auf
Grundlage der Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 oder der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 erhalten möchten. Dieses
Wahlrecht wird einfach und unkompliziert als Teil der ohnehin vorgesehenen Schlussabrechnung umgesetzt. Weitergehende
InformaƟonen hierzu finden sich in den FAQ zur Überbrückungshilfe II, Punkt 4.16.

Die  kann wahlweise auf die Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 (ggf <gegebenenfalls> . kumuliert
mit der De-minimis-Verordnung), auf die Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020, auf die beiden Bundesregelungen kumuliert
oder auf alle drei Grundlagen gestützt werden (siehe hierzu auch unten unter Frage B.III.3. und außerdem unter Punkt 4.16
der FAQ zur Überbrückungshilfe III).

Für die  und die besteht ebenfalls ein umfassendes Wahlrecht bezüglich des Beihilferahmens.
Durch eine Programmergänzung werden den Unternehmen neue beihilferechtliche Spielräume eröffnet. Im Rahmen der
„erweiterten November- und Dezemberhilfe“ können Unternehmen wählen, auf welche Beihilferahmen sie ihren Antrag
stützen möchten. Zusätzlich zur Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 und zur De-minimis-Verordnung, auf die sich die
bisherige November- und Dezemberhilfe stützt, stehen zwei weitere Beihilferahmen zur Verfügung:

die Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 (zuvor auch als „Novemberhilfe Plus“ bzw. „Dezemberhilfe Plus“ kommuniziert)
und

die Bundesregelung Novemberhilfe-/ und Dezemberhilfe (Schadensausgleich) (auf Basis der
Schadensausgleichsregelung des Art. 107 Abs. 2 lit. b AEUV <Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union> , zuvor
auch als „Novemberhilfe Extra“ bzw. „Dezemberhilfe Extra“ kommuniziert). Diese Regelung gilt allerdings nicht für die
Fallgruppe der „über DriƩe Betroffenen“.

Bei Antragstellung ist auch eine kombinierte Wahl der vier beihilferechtlichen Grundlagen möglich. Nicht kombinierbar ist
allerdings die Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 und diemit der Bundesregelung Novemberhilfe/ Dezemberhilfe
(Schadensausgleich). Siehe hierzu auch Frage B.III.4.

Zu unterscheiden sind der Leistungszeitraum und der „beihilfefähige Zeitraum“ eines Programms im Sinne der
Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020:

Der Leistungszeitraum ist jener Zeitraum, für den eine Förderung beantragt werden kann (z.B. <zum Beispiel>

Überbrückungshilfe II für September bis Dezember 2020).

Der „beihilfefähige Zeitraum“ ist jener Zeitraum, der für die Berechnung der ungedeckten Fixkosten eines
Unternehmens herangezogen wird. Voraussetzung für die Förderung ist dabei immer, dass in den Monaten des
entsprechenden Zeitraums mindestens 30prozenƟge Umsatzeinbußen vorliegen.

Der beihilfefähige Zeitraum ist somit nicht idenƟsch mit dem Leistungszeitraum des jeweiligen Förderprogramms, wie sich
aus der nachfolgenden Tabelle ergibt.



Die Abweichungen ergeben sich daraus, dass die beihilferechtlichen Vorgaben möglichst flexibel angewendet werden, um
die betroffenen Unternehmen zielgerichtet zu unterstützen. Natürlich steht es jedem Unternehmen frei, als beihilfefähigen
Zeitraum nur den entsprechenden Leistungszeitraum zu wählen.

. Antragsteller können zur Berechnung ihrer
ungedeckten Fixkosten jedoch  auch Verlustmonate im gesamten beihilfefähigen Zeitraum von März
bis Dezember 2020 heranziehen, und dabei auch einzelne Monate aus diesem Zeitraum herausgreifen. Voraussetzung dafür
ist, dass im entsprechenden Monat ein Umsatzrückgang von mindestens 30 Prozent vorlag. Ein monatsscharfer Abgleich mit
den jeweils beantragten Hilfen ist dabei nicht erforderlich.

Sollte ein Antragsteller also z. B. <zum Beispiel> nur für den Monat Oktober Überbrückungshilfe II auf Basis der
Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 beantragen, kann er zur Erfüllung der beihilferechtlichen Voraussetzungen hierfür auch
die monatlichen Verluste von März, April, Mai, Juni, Juli, August, September, November und Dezember anrechnen.
Allerdings darf er diese Verluste in allen Corona-Hilfsprogrammen nur einmal heranziehen.

Dies gilt entsprechend auch bei der Novemberhilfe, der Dezemberhilfe und der Überbrückungshilfe III (soweit diese auf der
beihilferechtlichen Grundlage der Bundesregelung Fixkostenhilfen 2020 beantragt werden). Wurden z. B. <zum Beispiel>

Verluste aus März und April 2020 zur Erfüllung der beihilferechtlichen Voraussetzungen für die Überbrückungshilfe II im
Oktober herangezogen, sind diese Verluste „aufgebraucht“ und dürfen nicht mehr zur Erfüllung der beihilferechtlichen
Voraussetzungen der Novemberhilfe, der Dezemberhilfe oder der Überbrückungshilfe III genutzt werden.

Beispiel: Ein Restaurant (Kleinunternehmen) möchte für September und Oktober 2020 Überbrückungshilfe II beantragen. Im
gesamtem Zeitraum März bis Dezember lag der monatliche Umsatz jeweils mindestens 30 Prozent unter dem Umsatz des
entsprechenden Vorjahresmonats. Das Restaurant hat im Zeitraum März bis Dezember 2020 folgende ungedeckte Fixkosten
bzw. Verluste ausgewiesen:

Da es sich bei dem Restaurant um ein Kleinunternehmen handelt, darf der Beihilfebetrag maximal 90 Prozent der
ungedeckten Fixkosten im beihilfefähigen Zeitraum betragen. Der beihilfefähige Zeitraum für die Überbrückungshilfe II ist
mindestens der Leitungszeitraum (September und Oktober 2020) und maximal der Zeitraum März bis Dezember 2020. Da
der Umsatzrückgang durchweg mindestens 30 Prozent betrug, können alle diese Monate herangezogen werden. Die Monate



Juni bis August, in denen ein Gewinn erzielt wurde, dürfen dabei unberücksichƟgt bleiben. Für März bis Mai können
abzüglich der erhaltenen Soforthilfe Verluste von 185.000 EUR berücksichƟgt werden, für November und Dezember
abzüglich der erhaltenen bzw. <beziehungsweise> beantragten November- und Dezemberhilfe jeweils 25.000 EUR an
Verlusten. Der Verlust von 20.000 EUR aus September und Oktober kann für die Überbrückungshilfe II kompleƩ
berücksichƟgt werden. Die beantragte Überbrückungshilfe II selbst muss nicht von diesen Verlusten abgezogen werden.
Insgesamt betragen die berücksichƟgungsfähigen ungedeckten Fixkosten des Restaurants also 255.000 EUR. Der
beihilferechtlich zu beachtende Höchsƞörderbetrag für das Restaurant beträgt somit 90 Prozent von 255.000 EUR = 229.500
EUR. (Hinweis: Dieser Betrag ist mit der konkret beantragten Fördersumme nach der Überbrückungshilfe II zu vergleichen:
Ist der beihilferechtlich zulässige Höchsƞörderbetrag höher, kann die volle, nach Überbrückungshilfe II beantragte
Fördersumme ausgezahlt werden; ist er niedriger, kann er nur in Höhe des beihilferechtlich zulässigen Höchstbetrags
ausgezahlt werden. Da im Rahmen der Überbrückungshilfe II max. 50.000 Euro pro Monat geleistet werden, im Beispielsfall
für September und Oktober 2020 also max. 100.000 Euro, erhält das Restaurant hier in jedem Fall die konkret beantragte
Überbrückungshilfe II.

Die BesƟmmung des Gesamtverlusts aus allen berücksichƟgten Monaten aus dem beihilfefähigen Zeitraum erfolgt durch
einfache Summierung der Verluste zu einem Gesamtbetrag. Was von diesem Gesamtbetrag nach Anwendung auf ein
Hilfsprogramm noch übrig bleibt, kann dann für weitere fixkostenbasierte Unterstützungsprogramme verwendet werden. Im
obenstehenden Beispiel mit einem Verlust von März bis Dezember 2020 in Höhe von insg. 255.000 EUR, in dem das
Unternehmen Überbrückungshilfe II in Höhe von beispielsweise 100.000 EUR beantragt hat, können die restlichen 155.000
EUR gesammelter Verluste z.B. für die Dezemberhilfe oder die Überbrückungshilfe III (soweit diese auf der
beihilferechtlichen Grundlage der Bundesregelung Fixkostenhilfen 2020 beantragt werden) angerechnet werden.

Soweit die Vorgaben aller Regelungen eingehalten werden, ist eine Kumulierung möglich, sodass bei einer Kumulierung von
Kleinbeihilfen, De-minimis-Beihilfen und Fixkostenhilfen insgesamt derzeit bis zu 12 Mio. EUR gewährt werden können.

Bei Beantragung der Überbrückungshilfe III sowie der Novemberhilfe und Dezemberhilfe können bereits im Antrag
wahlweise die unterschiedlichen Beihilferahmen kumuliert ausgewählt werden (siehe zu den einzelnen
Kumulierungsmöglichkeiten auch unter B.III.3. und B.III.4).

Die  bezieht sich lediglich auf Fixkostenhilfen und ist in ihrer zulässigen
Gesamƞörderhöhe (10 Mio. EUR) damit grundsätzlich unabhängig von zusätzlichen Unterstützungen (wie Darlehen) auf
anderen beihilferechtlichen Grundlagen (z.B. <zum Beispiel> Beihilfen auf Grundlage der Bundesregelung Kleinbeihilfen).

Angerechnet werden müssen anderweiƟge Unterstützungsleistungen allerdings als Einnahmen bei der BesƟmmung der
Verluste bzw. <beziehungsweise> ungedeckten Fixkosten. Beispielsweise müsste eine Förderung durch die Soforthilfe oder die
Überbrückungshilfe I für die entsprechenden Monate als Einnahme berücksichƟgt werden. Eine Ausnahme gilt dahingehend
für Unterstützungsleistungen, die in der steuerlichen Gewinn- und Verlustrechnung nicht als Einnahmen ausgewiesen
werden (wie z.B. <zum Beispiel> Kredite), diese müssen auch zur VerlustbesƟmmung nicht herangezogen werden.



Kurzarbeitergeld müssen Unternehmen insoweit bei der BesƟmmung ihrer ungedeckten Fixkosten berücksichƟgen, als
dadurch ihre Personalkosten verringert werden.

Grundsätzlich alle Unternehmen , die

einen Umsatzeinbruch von mindestens 50 Prozent in zwei zusammenhängenden Monaten im Zeitraum April bis August
2020 gegenüber den jeweiligen Vorjahresmonaten, oder

einen Umsatzeinbruch von mindestens 30 Prozent im DurchschniƩ in den Monaten April bis August 2020 gegenüber
dem Vorjahreszeitraum aufweisen.

a) BesƟmmung der förderfähigen Fixkosten anhand des Katalogs unter Frage 2.4. der FAQ zur Überbrückungshilfe II

b) BesƟmmung des möglichen KostenerstaƩungssatzes anhand der Höhe des Umsatzeinbruchs im jeweiligen Monat

90 Prozent der förderfähigen Fixkosten bei Umsatzeinbruch > 70 Prozent

60 Prozent der förderfähigen Fixkosten bei Umsatzeinbruch ≥ 50 Prozent und ≤ 70 Prozent

40 Prozent der förderfähigen Fixkosten bei Umsatzeinbruch ≥ 30 Prozent und < 50 Prozent

o.g. <oben genannte> 

a) ErmiƩlung der ungedeckten Fixkosten

(1) Angesetzt werden müssen alle Gewinne und Verluste aus dem beantragten Leistungszeitraum September bis Dezember
2020. Dabei können alle (nicht nur die nach Überbrückungshilfe II förderfähigen) Fixkosten , die in diesem Zeitraum
entstanden sind, herangezogen werden:

o.g. <oben genannte> 

o.g. <oben genannte> 

2

3



(2) Angesetzt werden können darüber hinaus auch alle ungedeckten Fixkosten, die dem Unternehmen seit März 2020
entstanden sind (vorausgesetzt, dass im jeweiligen Monat bzw. <beziehungsweise> , Zeitraum ein mindestens 30%-iger
Umsatzrückgang im Vergleich zum gleichen Zeitraum im Jahr 2019 vorlag).

o.g. <oben genannte> 

o.g. <oben genannte> 

b) Ersatz von 90 Prozent (kleine und Kleinstunternehmen) bzw. <beziehungsweise> 70 Prozent (alle anderen Unternehmen)
der ungedeckten Fixkosten.

Das o.g. <oben genannte> Unternehmen würde in allen Varianten die ihm nach der Überbrückungshilfe II zustehenden 90.000
EUR in voller Höhe erhalten. Die Überbrückungshilfe müsste lediglich im Fall von Beispiel 2 gekürzt werden, falls keine
zusätzlichen Verluste aus dem Zeitraum seit März 2020 mit herangezogen würden.

Zum  reicht in Variante 2a z.B. <zum Beispiel> die Vorlage der jährlichen steuerlichen Gewinn- und Verlustrechnung
im Rahmen der Schlussabrechnung aus.  (Sofern Fixkosten angesetzt werden, die nicht in der steuerlichen Gewinn- und
Verlustrechnung enthalten sind (z.B. <zum Beispiel> ein fikƟver Unternehmerlohn) sind diese zusätzlich darzulegen.)

Bei Variante 2b wäre zum Nachweis eine monatsgenaue Betrachtung erforderlich, da in dieser Variante nicht alle Monate
aus dem beihilfefähigen Zeitraum berücksichƟgt werden.

------------------------------------------------------------------------------

Im Detail und zu Ausnahmen, siehe Frage 1.1. der FAQ Überbrückungshilfe II.

Zur BesƟmmung der ungedeckten Fixkosten siehe Angaben unter B) 1.-5.

Siehe hierzu B) 7.
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Auf Grundlage der „Regelung zur vorübergehenden Gewährung einer außerordentlichen WirtschaŌshilfe zugunsten von
Unternehmen, deren Betrieb aufgrund der zur BewälƟgung der Pandemie erforderlichen Maßnahmen temporär im
November und/oder Dezember 2020 geschlossen wird, im Geltungsbereich der Bundesrepublik Deutschland im
Zusammenhang mit dem Ausbruch von COVID-19“ (Bundesregelung Novemberhilfe/Dezemberhilfe (Schadensaus-
gleich) (PDF, 55 KB) (Schadensausgleich)), die auf ArƟkel 107 Absatz 2 lit. b AEUV basiert, können Beihilfen als
Schadensausgleich gewährt werden.

Zulässig sind Beihilfen für Unternehmen, die vom Lockdown-Beschluss des Bundes und der Länder vom 28.10.2020 und
dessen Verlängerung (beschlossen am 25.11.2020 und 2.12.2020) direkt bzw. indirekt betroffen waren. In der Höhe
begrenzt ist diese Beihilfe auf 95% des im beihilfefähigen Zeitraum (s.u., A.III.3.) entstandenen Schadens.

Der Schaden entspricht der Differenz des in den vom Lockdown betroffenen Monaten ermiƩelten Betriebsergebnisses im
Verhältnis zum jeweiligen Vorjahresmonat (Verluste sowie entgangene Gewinne). Zur BerücksichƟgung des allgemeinen
Konjunkturabschwungs im Jahr 2020 wird der so ermiƩelte Schaden pauschal um 5 Prozent gekürzt.

[Streichung]

Die Novemberhilfe und die Dezemberhilfe können – opƟonal und insbesondere bei größeren Fördervolumina – auf der
Grundlage der Bundesregelung Novemberhilfe/Dezemberhilfe (Schadensausgleich) beantragt werden.

Die Möglichkeit zur Inanspruchnahme der Bundesregelung Novemberhilfe/Dezemberhilfe (Schadensausgleich) ist auf Fälle
von „direkter“ und „indirekter“ Betroffenheit beschränkt.

„Indirekt über DriƩe“ betroffenen Unternehmen können die November- und Dezemberhilfe staƩdessen auf Basis der
Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 beantragen. (zu den unterschiedlichen Betroffenheiten siehe Frage 1.1. der FAQ zur
Novemberhilfe und Dezemberhilfe).

Für alle Unternehmen besteht darüber hinaus die Möglichkeit, den Antrag auf Novemberhilfe bzw. Dezemberhilfe zusätzlich
oder alternaƟv auf die Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 (ggf. kumuliert mit der De-minimis-Verordnung) zu stützen.

Näheres zu den KombinaƟonsmöglichkeiten der verschiedenen Beihilferegime im Rahmen der Novemberhilfe bzw.
Dezemberhilfe siehe unten, unter Frage B.III.4.



Wie bei der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 unterscheiden sich der Leistungszeitraum und der „beihilfefähige Zeitraum“
eines Programms auch im Sinne der Bundesregelung Novemberhilf/Dezemberhilfe (Schadensausgleich):

Der Leistungszeitraum ist jener Zeitraum, für den eine Förderung aufgrund einer Schließungsanordnung im November
oder Dezember beantragt werden kann. Das heißt im Rahmen der Novemberhilfe längstens der Zeitraum vom 2.-30.
November und im Rahmen der Dezemberhilfe längstens der Zeitraum vom 1.-31. Dezember 2020.

Der „beihilfefähige Zeitraum“ ist jener Zeitraum, der für die Berechnung des Schadens eines Unternehmens
herangezogen werden kann. Neben dem Leistungszeitraum ist dies zusätzlich der Zeitraum, in dem durch die
Beschlüsse des Bundes und der Länder vom 16. März, 22. März, 15. April und 6. Mai 2020 Schließungsanordnungen
erteilt bzw. verlängert wurden. Das genaue Datum und die Dauer der Schließungsanordnungen durch die Länder waren
jeweils unterschiedlich. Der zusätzlich anrechenbare Zeitraum umfasst somit maximal die Spanne vom 16. März 2020
bis Ende Mai 2020.

Der beihilfefähige Zeitraum ist demnach nicht idenƟsch mit dem Leistungszeitraum des jeweiligen Förderprogramms, wie
sich aus der nachfolgenden Tabelle ergibt.

Die Abweichungen ergeben sich daraus, dass die beihilferechtlichen Vorgaben möglichst flexibel angewendet werden, um
die betroffenen Unternehmen zielgerichtet zu unterstützen. Natürlich steht es jedem Unternehmen frei, als beihilfefähigen
Zeitraum nur den entsprechenden Leistungszeitraum zu wählen. 

 Antragsteller können zur Berechnung des
Schadens jedoch wahlweise  auch den gesamten beihilfefähigen Zeitraum oder Teile hiervon heranziehen. Dabei
ist der tatsächlich entstandene Schaden in den vom Lockdown betroffenen Monaten im Wege einer Ex-Post-Betrachtung
jeweils auf den Tag zu berechnen.

Die Hilfen dürfen für Schäden gewährt werden, die aufgrund des Lockdowns im beihilfefähigen Zeitraum entstanden sind,
einschließlich für solche Schäden, die in einem Teil dieses Zeitraums entstanden sind. Es ist sicherzustellen, dass alle
Schäden unmiƩelbar auf die Lockdown-Beschlüsse vom Frühjahr und Herbst zurückzuführen sind. Durch andere Ereignisse
verursachte Schäden dürfen nicht geltend gemacht werden. Eine ÜberkompensaƟon ist auszuschließen.

Sollte ein Antragsteller also z. B. Novemberhilfe auf Basis der Bundesregelung Novemberhilfe/Dezemberhilfe
(Schadensausgleich) beantragen, kann er zur Erfüllung der beihilferechtlichen Voraussetzungen hierfür die Schäden vom
2.-30. November und wahlweise zusätzlich Schäden, die im Zeitraum zwischen max. dem 16. März und Ende Mai 2020
entstanden sind, anrechnen. Allerdings darf er bereits geltend gemachte Schäden bei Inanspruchnahme der Dezemberhilfe
nicht erneut heranziehen.

Die Betrachtung der Schäden erfolgt hierbei tagesgenau. Es ist jedoch zulässig, die Tageswerte (soweit diese nicht einzeln
konkret berechnet werden können) auf der Grundlage der Bildung von DurchschniƩswerten aus den jeweils betroffenen
Monaten zu besƟmmen.

-----------------------------------------------------

 Je nach Schließungsanordnung der Länder unterschiedlich, längstens bis zum 31. Mai 2020.
Je nach Schließungsanordnung der Länder unterschiedlich, längstens bis zum 31. Mai 2020.
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Soweit die Vorgaben aller Regelungen eingehalten werden, ist eine Kumulierung von Beihilfen auf Grundlage der
Bundesregelung Novemberhilfe/Dezemberhilfe (Schadensausgleich) mit Beihilfen auf Grundlage der Bundesregelung
Kleinbeihilfen 2020 und der De-minimis-Verordnung möglich. Eine Kumulierung mit Beihilfen auf Grundlage der
Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 ist im Rahmen der November- und Dezemberhilfe ausgeschlossen.

Bei Beantragung der erweiterten Novemberhilfe und Dezemberhilfe können bereits im Antrag wahlweise die
unterschiedlichen Beihilferahmen kumuliert ausgewählt werden (siehe zu den einzelnen Kumulierungsmöglichkeiten auch
unter B.III.4.).

Als Fixkosten werden Kosten verstanden, die unabhängig von der Ausbringungsmenge entstehen. Ungedeckte Fixkosten im
Sinne der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 sind Fixkosten bzw. <beziehungsweise> Verluste, die einem Unternehmen
während des beihilfefähigen Zeitraums entstanden sind bzw. <beziehungsweise> entstehen und die im selben Zeitraum weder
durch den Deckungsbeitrag (d. h. <das heißt> die Differenz zwischen Erlösen und variablen Kosten) noch aus anderen Quellen
wie Versicherungen, befristeten Beihilfemaßnahmen oder Unterstützung aus anderen Quellen gedeckt sind.

Zur BesƟmmung des Verlusts können alle Fixkosten herangezogen werden – also auch solche, die im Rahmen der
Überbrückungshilfe nicht förderfähig sind (und daher nicht in der Liste unter 2.4 FAQ zur Überbrückungshilfe II aufgeführt
sind).

Ungedeckte Fixkosten im beihilfefähigen Zeitraum sind  für die Gewährung von Beihilfen unter
der Bundesregelung Fixkostenhilfe. Sie sind maßgeblich für die beihilferechtliche Höchstgrenze. Dies gilt unabhängig von der
Förderhöhe.

Die ungedeckten Fixkosten können auf unterschiedliche Art und Weise ermiƩelt werden:

Die Berechnung der Verluste kann auf Grundlage der jährlichen steuerlichen Gewinn- und Verlustrechnung bzw.
<beziehungsweise> der steuerlichen Ergebnisrechnung erfolgen.

Es können jene Verluste als ungedeckte Fixkosten zugrunde gelegt werden, die durch die handelsübliche Ausweisung
der Gewinne und Verluste, die nach Maßgabe von Handels- und Steuergesetzen ermiƩelt werden, nachgewiesen
werden können (z.B. <zum Beispiel> betriebswirtschaŌliche Auswertung, soweit diese nach Maßgabe von Handels- und
Steuergesetzen ermiƩelt wurde) und deren RichƟgkeit durch einen Rechtsanwalt, Steuerberater, WirtschaŌsprüfer



oder vereidigten Buchprüfer geprüŌ und bestäƟgt wird.

Schließlich können ungedeckte Fixkosten individuell (und wenn nöƟg monatsgenau) berechnet werden als die Kosten,
die unabhängig von der Ausbringungsmenge entstehen und ungedeckt sind.

Zum Zeitpunkt der Antragstellung dürfen entsprechende Prognosen zugrunde gelegt werden. Die festgestellten Verluste sind
dann nach Erstellung von geprüŌen Jahresabschlüssen oder der steuerlichen Ergebnisrechnung durch den BegünsƟgten,
unterstützt durch seinen Berater, im Nachhinein auf RichƟgkeit der vorangegangenen Ausweisung zu prüfen. Beträge, die
den auf dieser Grundlage ermiƩelten endgülƟgen zulässigen Beihilfebetrag übersteigen, sind zurückzuzahlen.

Im Rahmen der Überbrückungshilfe II sind sämtliche Kosten, die durch die Überbrückungshilfe II förderfähig sind, in diesem
Sinne den Fixkosten gleichgestellt. Solche Kosten dürfen auch dann bei der ErmiƩlung der ungedeckten Fixkosten
berücksichƟgt werden, wenn sie üblicherweise nicht Teil einer steuerlichen Gewinn- und Verlustrechnung oder einer
handelsüblichen Ausweisung der Gewinne und Verluste sind.

Entsprechende Berechnungen, die über die steuerliche Gewinn- und Verlustrechnung bzw. <beziehungsweise> die
handelsübliche Ausweisung der Gewinne und Verluste hinausgehen, müssen nachvollziehbar sein und auf Anfrage vorgelegt
werden können.

bzw. <beziehungsweise>  können als
regulärer Teil der steuerlichen Gewinn- und Verlustrechnung bei der BesƟmmung der ungedeckten Fixkosten berücksichƟgt
werden. Die Bundesregelung Fixkostenhilfe schließt lediglich die BerücksichƟgung einmaliger Verluste durch Wertminderung
aus. Alle Abschreibungen, die konstant und/oder regelmäßig vorgenommen werden, können also berücksichƟgt werden
(z.B. <zum Beispiel> Abschreibungen für Abnutzung an Gebäuden, regelmäßige Abschreibungen auf Umlaufvermögen im
Einzelhandel).

Das bedeutet für Tilgungszahlungen: Diese können bis zur Höhe der steuerlichen Abschreibung als regulärer Teil der
steuerlichen Gewinn- und Verlustrechnung bei der BesƟmmung der ungedeckten Fixkosten berücksichƟgt werden. Sofern
eine individuell vereinbarte Tilgung höher sein sollte als die Abschreibung, muss der Betrag entsprechend „gedeckelt“
werden. Es ist nicht möglich, die Tilgungszahlung zusätzlich zur Abschreibung zu berücksichƟgen.



 kann bei Unternehmen und Soloselbständigen, die kein GeschäŌsführergehalt in ihrer
Gewinn- und Verlustrechnung ausweisen, bis zur Höhe der gesetzlichen Pfändungsfreigrenze als Fixkosten bei der
Berechnung der ungedeckten Fixkosten zur BesƟmmung der beihilferechtlich zulässigen Höchsƞördergrenze angerechnet
werden (siehe PublikaƟon des Bundesministeriums der JusƟz und für Verbraucherschutz zu den „Pfändungsfreigrenzen
für Arbeitseinkommen“) <hƩps://www.bmjv.de/SharedDocs/PublikaƟonen
/DE/Pfaendungsfreigrenzen_Arbeitseinkommen_Juli2019.pdf?__blob=publicaƟonFile&v=20>

Die Pfändungsfreigrenze beträgt hiernach grundsätzlich 1.178,59 EUR monatlich.

Sofern gesetzliche Unterhaltspflichten bestehen, erhöht sich dieser Betrag um 443,57 EUR monatlich für die erste
unterhaltspflichƟge Person, 247,12 EUR monatlich für die zweite bis fünŌe unterhaltspflichƟge Person, bis zu maximal
2.610,63 EUR monatlich.

Sofern der Gewinn im angesetzten Monat den o.g. <oben genannten> Betrag übersteigt, darf der überschießende Teil in Höhe
von drei Zehnteln, oder, wenn Unterhaltspflichten bestehen, zu zwei weiteren Zehnteln für die erste Person, der Unterhalt
gewährt wird, und je einem weiteren Zehntel für die zweite bis fünŌe Person aufsummiert werden. Maximal ansetzbar sind
hier 3.613,08 EUR monatlich.

Achtung: Die obenstehenden Beträge sind NeƩobeträge. Um diese an BruƩowerte anzugleichen, ist zur BerücksichƟgung
von Sozialversicherungsbeiträgen und Steuern jeweils ein pauschaler Aufschlag um 40 Prozent zulässig. AlternaƟv kann aus
Vereinfachungsgründen auch ein Pauschalbetrag in Höhe von 2.000 EUR bruƩo monatlich angesetzt werden.

Weitere Einnahmen aus anderen Quellen (z.B. <zum Beispiel> aus Vermietung) mindern die Höhe des ansetzbaren fikƟven
Unternehmerlohns an dieser Stelle nicht.

Kurzarbeitergeld müssen Unternehmen insoweit bei der BesƟmmung ihrer ungedeckten Fixkosten berücksichƟgen, als
dadurch ihre Personalkosten verringert werden.

 sind grundsätzlich Einnahmen, die im Rahmen der BesƟmmung der ungedeckten
Fixkosten dem Deckungsbetrag zuzurechnen sind. Ein erhaltener Förderbetrag darf grundsätzlich unabhängig vom Zeitpunkt
der Auszahlung den Monaten zugeordnet werden, für die er gemäß Bewilligungsbescheid besƟmmt ist. Die Auszahlung
einer Unterstützungsleistung für einen früheren Leistungszeitraum zu einem späteren Zeitpunkt, der in einen neuen
Leistungszeitraum für ein anderes Programm fällt, hat insoweit keinen Einfluss auf die Berechnung der ungedeckten
Fixkosten zu diesem späteren Zeitpunkt. Wurde beispielsweise die Überbrückungshilfe I für den Zeitraum Juni bis August
2020 beantragt und erst im September 2020 ausgezahlt, muss diese Leistung nicht als Einnahme im September 2020
angerechnet werden, sondern kann als Einnahme den Monaten Juni bis August 2020 zugeordnet werden.

Entscheidet sich der Antragsteller, die Einnahme nicht dem Monat der Auszahlung zuzuordnen, sind die entsprechenden
Angaben aus dem Bescheid als Leistungszeitraum zu berücksichƟgen. Ergibt sich aus dem Bescheid also z.B. <zum Beispiel> ,



dass für den Monat Juni, für den Monat Juli und für den Monat August Überbrückungshilfe I jeweils in einer besƟmmten
Höhe geleistet wird, muss die Zuordnung auch jeweils monatsweise erfolgen.

Wenn im Bescheid nur ein Gesamtbetrag ausgewiesen ist, kann dieser wahlweise gedriƩelt werden, einem besƟmmten
Monat zugeordnet werden, oder gemäß des Antrags auf die jeweiligen Monate aufgeteilt werden.

Der maximal zulässige beihilfefähige Zeitraum wird programmspezifisch festgelegt. Innerhalb des festgelegten Zeitraums
kann das antragstellende Unternehmen auswählen, welche Monate als beihilfefähiger Zeitraum berücksichƟgt werden
sollen.

Der Zeitraum, für den eine Förderung beantragt wird, ist dabei zwingend als Teil des beihilfefähigen Zeitraums zu
berücksichƟgen. Auf der Grundlage der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 ist es zudem möglich, auch Verluste aus
zurückliegenden Monaten seit dem 1. März 2020 zu berücksichƟgten, die außerhalb der eigentlichen Programmlaufzeit
liegen; dabei können auch nur einzelne Verlustmonate herangezogen werden. Verluste, die bereits für andere
Förderprogramme geltend gemacht wurden, dürfen nicht nochmals geltend gemacht werden (s. hierzu ausführlicher unter
A.II.3.).

Nein. Unternehmen, die nur eine jährliche Gewinn- und Verlustrechnung erstellen, können die ungedeckten Fixkosten im
beihilfefähigen Zeitraum aus Vereinfachungsgründen auch nachweisen, indem sie monatliche DurchschniƩswerte auf
Grundlage der entsprechenden Jahreswerte bilden. Möchte der Antragsteller jedoch zur Berechnung der ungedeckten
Fixkosten nur einzelne Verlustmonate heranziehen, ohne dass eine Saldierung mit Gewinnmonaten desselben Jahres erfolgt,
muss eine monatliche Aufstellung vorgelegt werden. Im Falle einer Quartals-Buchhaltung, bei der keine monatlichen
Auswertungen möglich sind, können die Werte zur ErmiƩlung der monatlichen Verluste entsprechende gedriƩelt werden.

Dies gilt unabhängig von der Höhe der Fördersumme für alle Unternehmen, die eine Unterstützungsleistung auf der
beihilferechtlichen Grundlage der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 beantragen (z.B. <zum Beispiel> Überbrückungshilfe II).

Die Antragstellung für die Überbrückungshilfe II erfolgt in der Regel auf Grundlage von Prognosen. Die tatsächlich
aufgetretenen und berücksichƟgungsfähigen Umsatzverluste, Fixkosten und ungedeckten Fixkosten im Sinne des



Beihilferechts werden dann im Rahmen der Schlussabrechnung zu einem späteren Zeitpunkt mitgeteilt.

Wird nach Antragstellung bekannt, dass die entsprechenden beihilferechtlichen Bedingungen nicht erfüllt waren, erfolgt
eine Korrektur ebenfalls im Rahmen der Schlussabrechnung. Ein Änderungsantrag zur Korrektur der Angaben ist in solchen
Fällen daher nicht erforderlich.

In der Schlussabrechnung kann auch angegeben werden, dass die Überbrückungshilfe II auf Grundlage der Bundesregelung
Kleinbeihilfen 2020 gewährt werden soll, sofern die insgesamt beihilferechtlich zulässige Obergrenze pro Unternehmen
hierdurch nicht überschriƩen wird (siehe zu diesem Wahlrecht auch die FAQ zur Überbrückungshilfe II, Punkt 4.16). Eine
Verlustrechnung ist in solchen Fällen nicht notwendig. Wurde die beantragte Überbrückungshilfe aufgrund einer bereits
vorgenommenen Verlustrechnung ggf. gekürzt, können die geltend gemachten Fixkosten als Teil der Schlussabrechnung
entsprechend nach oben korrigiert werden. Möchten Antragsteller das Wahlrecht nutzen, ist hierzu kein separater
Änderungsantrag nöƟg. Bereits auf Grundlage der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 gestellte Anträge und die
entsprechenden Bescheide behalten bis zur Schlussabrechnung ihre GülƟgkeit.

Die ungedeckten Fixkosten werden bei der Überbrückungshilfe II und der Überbrückungshilfe III nicht als solche im Antrag
vermerkt, dort sind zunächst nur die förderfähigen Fixkosten anzugeben. Die Antragsstellung erfolgt in der Regel auf der
Grundlage von Prognosen. Die ungedeckten Fixkosten sind erst im Rahmen der Schlussabrechnung darzulegen. Wenn zum
Zeitpunkt der Antragstellung bereits feststeht, dass und in welcher Höhe die ungedeckten Fixkosten nicht ausreichen,
können entsprechende Kürzungen bei den angesetzten Fixkosten vorgenommen werden. Soweit jedoch im Rahmen des
Wahlrechts zwischen der Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 und der Bundesregelung Fixkotenhilfe 2020 bereits zum
Zeitpunkt der Antragstellung klar ist, dass die Wahl auf den Kleinbeihilfenrahmen fallen soll und die beihilferechtliche
Obergrenze von 1,8 Millionen Euro pro Unternehmen hierdurch nicht überschriƩen wird (siehe zu diesem Wahlrecht auch
die FAQ Überbrückungshilfe II, Punkt 4.16), sind keine Kürzungen vorzunehmen.

Der Schaden ist die Differenz des in den vom Lockdown betroffenen Monaten ermiƩelten Betriebsergebnisses im Vergleich
zum in den entsprechenden Monaten des Jahres 2019 erzielten Betriebsergebnis, sofern die Differenz negaƟv ist.

Zur ErmiƩlung der Höhe des Schadens können seit März 2020 die Lockdown-Zeiträume im Frühjahr (max. 16. März bis Ende
Mai 2020) und Herbst (max. 2. November bis 31. Dezember 2020) herangezogen werden, in denen das Unternehmen von
den Schließungsanordnungen des Bundes und der Länder zur Bekämpfung der COVID 19-Pandemie betroffen war.



Das Betriebsergebnis ist die Summe aus Umsatzerlösen, NeƩobestandsänderungen, akƟvierten Eigenleistungen und
sonsƟgen betrieblichen Erträgen abzüglich Materialaufwand, Personalaufwand, Abschreibungen und sonsƟgen
betrieblichen Aufwendungen. Es soll über die monatliche handelsübliche Ausweisung der Gewinne und Verluste, die nach
Maßgabe von Handels- und Steuergesetzen ermiƩelt werden, belegt werden (z.B. die betriebswirtschaŌliche Auswertung
(BWA)).

Das durch solche Unterlagen festgestellte Betriebsergebnis ist nach Erstellung von geprüŌen Jahresabschlüssen oder der
steuerlichen Ergebnisrechnung durch den BegünsƟgten im Nachhinein auf RichƟgkeit der vorangegangenen Ausweisung zu
prüfen und Beiträge, die den endgülƟgen Beihilfebetrag übersteigen, sind zurückzuzahlen. Es ist auch Grundlage für die
Endabrechnung.

Bei der Beurteilung des auszugleichenden Schadens wird nur das Ergebnis der TäƟgkeit des Betriebs berücksichƟgt, das
unmiƩelbar von den Lockdown-Beschlüssen betroffen ist. Es ist der tatsächlich entstandene Schaden in den vom Lockdown
betroffenen Monaten, jeweils auf den Tag, zu berechnen.

Wenn sich die Wirkung einer Lockdown-Maßnahme auf eine besƟmmte wirtschaŌliche TäƟgkeit bezieht und die
wirtschaŌliche TäƟgkeit deshalb auf eine andere verknüpŌe wirtschaŌliche TäƟgkeit oder eine andere Einnahmequelle
verlagert wird, werden in diesem Fall auch die Einnahmen dieser anderen verwandten bzw. verknüpŌen wirtschaŌlichen
TäƟgkeit einschränkend berücksichƟgt. Es darf mithin aus der Tatsache, dass nur die von den Lockdown-Beschlüssen
betroffenen wirtschaŌlichen TäƟgkeiten betrachtet werden, kein Vorteil gezogen werden für den Fall, dass andere
wirtschaŌliche TäƟgkeiten dadurch profitabler geworden sind. Eine ÜberkompensaƟon des entstandenen Schadens wird
dadurch ausgeschlossen.

Der Schaden muss so berechnet werden, als häƩe der Antragsteller alle zumutbaren Maßnahmen ergriffen, um den
entstandenen Schaden so gering wie möglich zu halten.

Eine ÜberkompensaƟon der pandemiebedingten wirtschaŌlichen Nachteile muss ausgeschlossen sein. Soweit ein Schaden
nicht auf einen Lockdown-Beschluss zurückgeht, kann er nicht berücksichƟgt werden.

Bei Antragstellung muss der Antragsteller (dem prüfenden DriƩen) die Berechnung des ausgleichsfähigen Schadens
vorlegen.



Nicht Teil des zu erstaƩenden Schadens sind allgemeine Folgen des pandemiebedingten gesamtwirtschaŌlichen
Nachfragerückgangs im Jahr 2020 oder Folgen der allgemeinen Hygiene- und Vorsichtsmaßnahmen. Sie müssten bei dem
Vergleich der Betriebsergebnisse herausgerechnet werden. Um die aufwendige ErmiƩlung dieser Faktoren im Einzelfall zu
vermeiden, werden diese allgemeinen Corona-bedingten Einflüsse auf den Schaden pauschal mit einem 5%igen Abschlag
auf den ermiƩelten Schaden abgegolten. Der 5%-Abschlag bildet dabei den Rückgang des BruƩoinlandprodukts in
Deutschland im Jahr 2020 ab. Im Ergebnis können also 95% der über den Vergleich der Betriebsergebnisse ermiƩelten
Schäden erstaƩet werden.

 sind bei der Berechnung des Schadens zu berücksichƟgen. Ein erhaltener
Förderbetrag muss unabhängig vom Zeitpunkt der Auszahlung den Monaten zugeordnet werden, für die er gemäß
Bewilligungsbescheid besƟmmt ist. Wurde beispielsweise die Überbrückungshilfe II für die Monate November und
Dezember 2020 beantragt und erst im Januar 2021 ausgezahlt, muss diese Leistung als Einnahme jeweils im November und
Dezember 2020 angerechnet werden.

Unternehmen, die ihren GeschäŌsbetrieb aufgrund des Beschlusses des Bundes und der Länder vom 28. Oktober 2020 und
den Verlängerungen vom 25. November und 2. Dezember nur teilweise einstellen mussten (Mischbetriebe, vgl. 1.5 FAQ-
Novemberhilfe) sind antragsberechƟgt, wenn sie insgesamt zu mindestens 80% als direkt, indirekt oder indirekt über DriƩe
vom Lockdown betroffen gelten. Mischbetriebe können einen Antrag auf Grundlage der Bundesregelung
Novemberhilfe/Dezemberhilfe (Schadensausgleich) stellen, wenn der betroffene Umsatz überwiegend durch direkt
und/oder indirekt betroffene TäƟgkeiten erzielt wird.



Nach den Vorgaben der Europäischen Kommission dürfen Unternehmen, die sich bereits zum 31. Dezember 2019 in
Schwierigkeiten im Sinne des Art. 2 Nr. 18 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 (Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung)
befunden haben und diesen Status danach nicht wieder überwunden haben, keine Beihilfen gewährt werden, s. hierzu das
MerkblaƩ der KfW. Abweichend davon können Beihilfen für kleine und Kleinstunternehmen (im Sinne des Anhangs I der
Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung) gewährt werden, die sich am 31. Dezember 2019 bereits in Schwierigkeiten
befanden, sofern diese Unternehmen nicht Gegenstand eines Insolvenzverfahrens nach naƟonalem Recht sind und sie
weder ReƩungsbeihilfen noch Umstrukturierungsbeihilfen erhalten haben.

Es gelten die Höchstbeträge der jeweiligen zugrundeliegenden Beihilferegelungen (siehe unter A.I.1., A.I.2., A.II.1. und
A.III.1.), die gegebenenfalls kumuliert werden können. Dabei ist zu beachten, dass die jeweiligen Höchstbeträge pro
Unternehmen oder Unternehmensverbund gelten, also programmübergreifend.

(1) Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 (opƟonal kumuliert mit der De-minimis-Verordnung)

Diese Variante dürŌe als „Basis-Variante“ für einen Großteil der Antragssteller empfehlenswert sein. Auf dieser Grundlage
können Beihilfen in Höhe von insgesamt bis zu 2 Mio. EUR pro Unternehmen bzw. Unternehmensverbund gewährt werden.
Für Förderungen auf der Grundlage der Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 und der De-minimis-Verordnung sind
weitergehende Berechnungen ungedeckter Fixkosten und entsprechende Nachweispflichten nicht erforderlich, so dass diese
Grundlage – solange die zulässige Obergrenze noch nicht ausgeschöpŌ ist – vergleichsweise unkomplizierter ist.

Zu beachten ist, dass die Obergrenze von 2 Mio. EUR für alle auf dieser beihilferechtlichen Grundlage erhaltenen und
beantragten Beihilfen insgesamt gilt; es müssen also beispielsweise Förderungen durch die Soforthilfe, die
Überbrückungshilfe I oder auch der KfW-Schnellkredit angerechnet werden (s.o., A.I.3. und 4.).

Die De-minimis-Verordnung kann opƟonal als zusätzliche beihilferechtlich Grundlage herangezogen oder weggelassen
werden. Das Weglassen der De-minimis-Verordnung hat den Nachteil, dass der beihilferechtlich zulässige



Höchsƞörderbetrag um 200.000 EUR sinkt. Für Unternehmen, für die die verbleibende Obergrenze der Bundesregelung
Kleinbeihilfen 2020 in Höhe von 1.800.000 EUR insgesamt ausreichend ist, birgt diese Variante jedoch den Vorteil, dass der
Rahmen der De-minimis-Verordnung (200.000 EUR in drei Steuerjahren), der Corona-unabhängig gilt, für gegebenenfalls
spätere Beihilfen „aufgespart“ werden kann.

(2) Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 (opƟonal kumuliert mit der De-minimis-Verordnung) und Bundesregelung
Fixkostenhilfe 2020

Diese Variante bietet gegenüber der 1. Variante den Vorteil, dass sich der beihilferechtlich zulässige Förderrahmen durch
Hinzunahme der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 (Obergrenze: 10 Mio. EUR) auf insgesamt maximal 12 Mio. EUR
erhöht. Die Variante ist daher insbesondere für Unternehmen vorgesehen, die einen höheren Finanzierungsbedarf haben.

Für den Teil des Antrags, der auf die Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 gestützt ist, müssen ungedeckte Fixkosten
nachgewiesen werden, die dem Unternehmen im jeweiligen beihilfefähigen Zeitraum entstanden ist. Die maximal mögliche
Fördersumme ist auf 70 % (bzw. bei Kleinunternehmen 90 %) der nachgewiesenen ungedeckten Fixkosten begrenzt.

Die De-minimis-Verordnung kann opƟonal als zusätzliche beihilferechtlich Grundlage herangezogen oder weggelassen
werden. Das Weglassen der De-minimis-Verordnung hat den Vorteil, dass der Rahmen der De-minimis-Verordnung (200.000
EUR in drei Steuerjahren), der Corona-unabhängig gilt, für gegebenenfalls spätere Beihilfen „aufgespart“ werden kann.
Nachteilig könnte sein, dass der beihilferechtlich zulässige Höchsƞörderbetrag dadurch um 200.000 EUR sinkt und dass
gegebenenfalls ein höherer Teilbetrag der Gesamtsumme auf die Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 gestützt wird, für
welche die Begrenzung der Fördersumme auf maximal 70 % (bzw. bei Kleinunternehmen 90 %) der nachgewiesenen
ungedeckten Fixkosten gilt.

(3) Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020

In dieser Variante müssen zur Abdeckung der gesamten beantragten Fördersumme ungedeckte Fixkosten im beihilfefähigen
Zeitraum nachgewiesen werden. Die Obergrenze sinkt gegenüber Variante 2 auf insgesamt 10 Mio. EUR und die maximal
mögliche Fördersumme ist auf 70 % (bzw. bei Kleinunternehmen 90 %) der nachgewiesenen ungedeckten Fixkosten
begrenzt.

VorteilhaŌ könnte diese Variante für Antragssteller sein, die einen höheren Finanzbedarf haben und die den Rahmen der
Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 und der De-minimis-Verordnung entweder bereits ausgeschöpŌ haben oder für andere
Förderprogramme (z.B. die Novemberhilfe oder Dezemberhilfe) aufsparen möchten.

[Streichung]

Bei der November- und Dezemberhilfe gibt es folgende Möglichkeiten, auf welche beihilferechtliche(n) Grundlage(n) die
Förderung gestützt werden kann:



(1) Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 (opƟonal kumuliert mit der De-minimis-Verordnung)

Diese Variante dürŌe als „Basis-Variante“ für einen Großteil der Antragssteller empfehlenswert sein. Auf dieser Grundlage
können Beihilfen in Höhe von insgesamt bis zu 2 Mio. EUR pro Unternehmen bzw. Unternehmensverbund gewährt werden.
Für Förderungen auf der Grundlage der Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 und der De-minimis-Verordnung sind
weitergehende Verlust- oder Schadensberechnungen und entsprechende Nachweispflichten nicht erforderlich, so dass diese
Grundlage – solange die zulässige Obergrenze noch nicht ausgeschöpŌ ist – vergleichsweise unkomplizierter ist.

Zu beachten ist, dass die Obergrenze von 2 Mio. EUR für alle auf dieser beihilferechtlichen Grundlage erhaltenen und
beantragten Beihilfen insgesamt gilt; es müssen also beispielsweise Förderungen durch die Soforthilfe, die
Überbrückungshilfe I oder auch der KfW-Schnellkredit angerechnet werden (s.o., A.I.3. und 4.).

Die De-minimis-Verordnung kann opƟonal als zusätzliche beihilferechtlich Grundlage herangezogen oder weggelassen
werden. Das Weglassen der De-minimis-Verordnung hat den Nachteil, dass der beihilferechtlich zulässige
Höchsƞörderbetrag um 200.000 EUR sinkt. Für Unternehmen, für die die verbleibende Obergrenze der Bundesregelung
Kleinbeihilfen 2020 in Höhe von 1.800.000 EUR insgesamt ausreichend ist, birgt diese Variante jedoch den Vorteil, dass der
Rahmen der De-minimis-Verordnung (200.000 EUR in drei Steuerjahren), der Corona-unabhängig gilt, für gegebenenfalls
spätere Beihilfen „aufgespart“ werden kann.

(2) Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 (opƟonal kumuliert mit der De-minimis-Verordnung) und Bundesregelung
Novemberhilfe/Dezemberhilfe (Schadensausgleich)

Antragssteller, für die das maximale Fördervolumen der Bundessregelung Kleinbeihilfen 2020 und der De-minimis-
Verordnung in Höhe von 2 Mio. EUR nicht ausreicht bzw. bereits für andere Förderprogramme teilweise aufgebraucht ist,
können ihren Antrag zusätzlich auf die Bundesregelung Novemberhilfe/Dezemberhilfe (Schadensausgleich) stützen.

Für den Teil des Antrags, der auf die Bundesregelung Novemberhilfe/Dezemberhilfe (Schadensausgleich) gestützt ist, muss
ein Schaden nachgewiesen werden, der dem Unternehmen während der Lockdown-Monate entstanden ist. Eine
betragsmäßige Obergrenze gibt es für Förderungen auf dieser Grundlage nicht; die maximal mögliche Fördersumme ist
jedoch begrenzt auf maximal 95 Prozent des nachgewiesenen Schadens.

Die De-minimis-Verordnung kann opƟonal als zusätzliche beihilferechtlich Grundlage herangezogen oder weggelassen
werden. Das Weglassen der De-minimis-Verordnung hat den Vorteil, dass der Rahmen der De-minimis-Verordnung (200.000
EUR in drei Steuerjahren), der Corona-unabhängig gilt, für gegebenenfalls spätere Beihilfen „aufgespart“ werden kann.
Nachteilig könnte sein, dass dadurch gegebenenfalls ein höherer Teilbetrag der Gesamtsumme auf die Bundesregelung
Novemberhilfe/Dezemberhilfe (Schadensausgleich) gestützt wird, für welche die Begrenzung der Fördersumme auf maximal
95 Prozent des nachgewiesenen Schadens gilt.

(3) Bundesregelung Novemberhilfe/Dezemberhilfe (Schadensausgleich)

In dieser Variante muss zur Abdeckung der gesamten beantragten Fördersumme ein Schaden nachgewiesen werden, der
dem Unternehmen während der Lockdown-Monate entstanden ist. Eine betragsmäßige Obergrenze gibt es für Förderungen
auf dieser Grundlage nicht; die maximal mögliche Fördersumme ist jedoch begrenzt auf maximal 95 Prozent des
nachgewiesenen Schadens.

VorteilhaŌ könnte diese Variante für Antragssteller sein, die einen hohen Finanzbedarf haben und die Rahmen der



Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 und der De-minimis-Verordnung entweder bereits ausgeschöpŌ haben oder für andere
Förderprogramme (z.B. die Überbrückungshilfe III) aufsparen möchten.

(4) Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 (opƟonal kumuliert mit der De-minimis-Verordnung) und Bundesregelung
Fixkostenhilfe 2020

Diese Variante bietet gegenüber der 1. Variante den Vorteil, dass sich der beihilferechtlich zulässige Förderrahmen durch
Hinzunahme der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 (Obergrenze: 10 Mio. EUR) auf insgesamt maximal 12 Mio. EUR
erhöht.

Diese Variante ist insbesondere für Unternehmen vorgesehen, die einen höheren Finanzierungsbedarf haben und die unter
der Bundesregelung Novemberhilfe/Dezemberhilfe (Schadensausgleich) nicht antragsberechƟgt sind. Das betriŏ indirekt
über DriƩe betroffene Unternehmen.

Ein Vorteil dieser Variante ist zudem, dass der Zeitraum, in dem ungedeckte Fixkosten berücksichƟgt werden können, bei der
Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 länger ist als der Zeitraum, für den der entstandene Schaden bei der Bundesregelung
Novemberhilfe/Dezemberhilfe (Schadensausgleich) geltend gemacht werden kann. Der beihilfefähige Zeitraum umfasst bei
der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 den gesamten Zeitraum von März bis Dezember 2020, also im Gegensatz zur
Bundesregelung Novemberhilfe/Dezemberhilfe (Schadenausgleich) auch die Monate Juni bis Oktober (vgl. II. 3. und III. 3).

Für den Teil des Antrags, der auf die Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 gestützt ist, müssen ungedeckte Fixkosten
nachgewiesen werden, die dem Unternehmen im jeweiligen beihilfefähigen Zeitraum entstanden ist. Die maximal mögliche
Fördersumme ist auf 70 Prozent (bzw. bei Kleinunternehmen 90 Prozent) der nachgewiesenen ungedeckten Fixkosten
begrenzt.

Die De-minimis-Verordnung kann opƟonal als zusätzliche beihilferechtlich Grundlage herangezogen oder weggelassen
werden. Das Weglassen der De-minimis-Verordnung hat den Vorteil, dass der Rahmen der De-minimis-Verordnung (200.000
EUR in drei Steuerjahren), der Corona-unabhängig gilt, für gegebenenfalls spätere Beihilfen „aufgespart“ werden kann.
Nachteilig könnte sein, dass der beihilferechtlich zulässige Höchsƞörderbetrag dadurch um 200.000 EUR sinkt und dass
gegebenenfalls ein höherer Teilbetrag der Gesamtsumme auf die Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 gestützt wird, für
welche die Begrenzung der Fördersumme auf maximal 70 Prozent (bzw. bei Kleinunternehmen 90 Prozent) der
nachgewiesenen ungedeckten Fixkosten gilt.

(5) Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020

In dieser Variante müssen zur Abdeckung der gesamten beantragten Fördersumme ungedeckte Fixkosten im beihilfefähigen
Zeitraum nachgewiesen werden. Die Obergrenze sinkt gegenüber der Variante 4 auf insgesamt 10 Mio. EUR und die
maximal mögliche Fördersumme ist auf 70 Prozent (bzw. bei Kleinunternehmen 90 Prozent) der nachgewiesenen
ungedeckten Fixkosten begrenzt.

VorteilhaŌ könnte diese Variante für Antragssteller sein, die einen hohen Finanzbedarf haben, ihren Antrag nicht auf die
Bundesregelung Novemberhilfe/ Dezemberhilfe (Schadensausgleich) stützen können und die den Rahmen der
Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 und der De-minimis-Verordnung entweder bereits ausgeschöpŌ haben oder für andere
Förderprogramme (z.B. die Überbrückungshilfe III) aufsparen möchten.

[Streichung]



Druckdatum: 09. März 2021

In diesen Fällen kann ein entsprechender Änderungsantrag gestellt werden. Ein nachträglicher vollständiger Wechsel der
beihilferechtlichen Grundlage ist auf diese Weise möglich. Bereits erhaltene Zahlungen werden auf die erhöhte Förderung
angerechnet.

Antragsteller, die sich im Rahmen der November- bzw. Dezemberhilfe auf die beihilferechtliche Grundlage
Fixkostenhilfe 2020 bzw. Novemberhilfe/Dezemberhilfe (Schadensausgleich) stützen, müssen die GeschäŌstäƟgkeit ihres
Unternehmens bei Anträgen auf Novemberhilfe bis zum 1. November 2019, bei Anträgen auf Dezemberhilfen bis zum 1.
Dezember 2019, aufgenommen haben. Für die BesƟmmung des Umsatzrückgangs (Fixkostenregelung) bzw. des Schadens
(Schadensausgleichsregelung) ist ein Vergleichszeitraum aus dem Vorjahr erforderlich. Dieser muss mindestens – bei
Anträgen auf Novemberhilfe – den November 2019 und bei Anträgen auf Dezemberhilfe den Dezember 2019 umfassen.

Soll zudem ein Schaden aus der ersten Lockdown-Phase im Frühjahr 2020 geltend gemacht werden, müssten auch für
diesen Zeitraum entsprechende Vergleichsdaten aus dem Vorjahr vorliegen. Hat das Unternehmen im Frühjahr 2019 noch
keine GeschäŌstäƟgkeit aufgenommen, können die Schäden auch nicht besƟmmt und damit nicht geltend gemacht werden.
Hat das Unternehmen während der Monate März bis Mai 2019 die GeschäŌstäƟgkeit aufgenommen, können Schäden
entsprechend erst ab dem Datum der Aufnahme der GeschäŌstäƟgkeit geltend gemacht werden.

Für Unternehmen, die nach dem 1. November bzw. 1. Dezember 2019 die GeschäŌstäƟgkeit aufgenommen haben, ist nur
eine Antragstellung auf Grundlage der Bundesregelung Kleinbeihilfe 2020, ggf. kombiniert mit der De-Minimis-Verordnung,
möglich (vgl.4.10 FAQ Novemberhilfe).




